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V.BLW 17/54

B e  s c h 1 u s s 
In der Landwirtschaftssache

des Landwirts Karsjen in
Antragstellers, Beschwerdegegners 
und Rechtsbeschwerdeführers,

- vertreten durch Rechtsanwalt m

g e g e n

1o die Ehefrau Geske S c 
in P^^p,

- vertreten durch Rechtsanwalt Br.
2„ die Ehefrau Gretje R 

in RI

geb

3„ die Ehefrau Antje 
in

Antragsgegnerinnen, BeschwerdefUhrerinnen 
und Rechtsbeschwerdegegnerinnen,

wegen Zuweisung einer landwirtschaftlichen Besitzung
hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat 
für Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 5* Oktober 
1954 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Br. Tasche, 
der Bundesrichter Br. Hückinghaus und Br. Piepenbrock 
sowie der landwirtschaftlichen Beisitzer Buresch und 
Leiser beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers 
wird der Beschluß des Senats für Landwirtschafts­
sachen des Oberlandesgerichts in Oldenburg vom 
14 Januar 1954 aufgehoben. Bie Sache wird zu 
neuer Prüfung und Entscheidung an das Beschwerde­
gericht zurückverwiesen, dem auch die Entschei­
dung über die Kosten des RechtsbeschwerdeVerfahrens 
übertragen wird.

Ber GeschUftswert für das Rechtsbeschwerdever­
fahren wird auf 75 200,- BM festgesetzt»
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G r ü n d e

I

Die Parteien sind Geschwister, Ihr Vater, der am 
12. Januar 1924 verstorbene Landwirt

liehen Grundbesitzes, der etwa 47 ha groß ist und (ohne 
Inventar) einen Einheitswert von 75 200 DM hat. In einem 
notariellen Testament vom 12, Oktober 1923 bat der Vater 
der Parteien seine Ehefrau zu 1/4 und seine vier Kinder 
zu je 3/l6 zu Erben eingesetzt. Nach §§ 2 und 6 des Testa­
mentes sollte der Antragsteller berechtigt sein, von dem auf 
den Tod des Vaters folgenden 1„Mai ab, jedoch ohne Zu­
stimmung der Kutter nicht vor dem auf seine Verheiratung 
folgenden 1, Kai, die Besitzung bis zu dem auf den Tod 
der Mutter folgenden 1. Mai pachtv/eise zu übernehmen.
Seit 1926 wird die Besitzung vom Antragsteller als Päch­
ter bewirtschaftet, der auch Eigentümer des toten und 
lebenden Inventars ist. Die Mutter der Parteien ist am 
9, August 1944 gestorben und von den Beteiligten zu je 
1/4 beerbt worden.

§ 3 des Testamentes enthält folgende Bestimmung:

"Nach Ablauf der Pachtzeit, also nach dem Tode meiner Prau, ist mein Sohn Karsjen berechtigt, 
meinen Grundbesitz, Platz mit etwa 47 ha Länderei­
en in aus der Erbmasse käuflich zu
erwerben gegen einen Übernahmepreis,.der, falls 
keine Einigung erzielt wird, von zwei unpartei­
ischen sachverständigen Schätzern nach billigem 
Ermessen bestimmt wird. Er soll in einem wertbe­
ständigen Wertmesser tunlichst nach Butterwert be­
stimmt werden, sofern dann keine wertbeständige 
Währung besteht. Dabei soll nicht der bei öffent­
lichem Verkauf zu erzielende Preis zugrunde ge-

war Eigentümer des im Grundbuch von R 9
und von T ^ H H |  Bd 3 Bl 77 verzeichneten landwirtschaft-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

legt werden, sondern Bedacht darauf genommen wer­
den, daß es meinem Sohne ermöglicht wird, den Fa­
milienbesitz dauernd ungeschmälert erhalten zu 
können«

Auszahlung des von den Schätzern ermittel­
ten Übernahmepreises soll nur in fünf gleichen 
Jahresraten, die stets am 1, Oktober fällig sind, 
verlangt werden können, bis dahin sind die Anteile 
mit 4 fo jährlich in halbjährlichen Teilen zu ver­
zinsen«

ii

Eine im Jahre 1946 vom Antragsteller gegen seine 
Geschwister erhobene Klage auf Auflassung des Grundbe­
sitzes wurde durch Urteil des Landgerichts in Aurich vom 
29«. Tai 1947 abgewiesen, die Berufung des Antragstellers 
durch Urteil des Oberlandesgerichts in Oldenburg vom 
15. Oktober 1947 zurückgewiesen mit der Begründung, daß 
der Auflassungsanspruch des Antragstellers wegen des 
Währungsverfalls zur Zeit nicht begründet sei, da nach 
dem in dem Testament zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Erblassers die Auseinandersetzung unter den Kiterben 
erst erfolgen solle, wenn sie wieder auf einer wertbe­
ständigen Grundlage durchgeführt werden könne.

Durch notariellen Vertrag vom 28« März 1950 haben 
die Parteien den im Grundbuch von R ^ H H D  Bd 6 Bl 29 
verzeichneten Grundbesitz auf den Antragsteller über­
tragen, der sich verpflichtete, 75 200 DM in die Erb­
masse zu zahlen« Dieser Betrag sollte zu gleichen Teilen 
unter die vier Miterben verteilt werden« Auf Grund dieses 
Vertrages ist der Antragsteller am 25- Januar 1951 als 
Eigentümer im Grundbuch von Bd 6 Bl 29 einge­
tragen worden. Für die Antragsgegnerinnen wurden Hypo­
theken von je 18 800 DI2 eingetragen» Auf eine Klage der 
Antragsgegnerin zu 1 hat das Landgericht in Aurich durch
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rechtskräftiges Urteil vom 20. November 1952 den Antrag­
steller verurteilt, darin einzuwilligen, daß als Eigen­
tümer des Grundbesitzes wieder die Erbengemeinschaft in 
das Grundbuch eingetragen werde, weil die Antragsgegnerin 
zu 1 beim Abschluß des Vertrages vom 28. März 1950 ge­
schäftsunfähig gewesen und die von ihr erklärte Auflas­
sung nichtig sei. Auf Grund einer einstweiligen Verfügung 
war bereits am 30. April 1952 ein Widerspruch gegen die 
Eintragung des Eigentums des Antragstellers eingetragen 
worden. Im Grundbuch von T ^ H ^  Bd 3 Bl 77 ist noch der 
Vater der Parteien als Eigentümer vermerkt.

Mit Eingabe vom 10. Oktober 1952 hat der Antragstel­
ler beantragt, ihm den in den beiden genannten Grundbü­
chern verzeichneten Grundbesitz ungeteilt nach den Regeln 
der Höfeordnung zu Eigentum zu übertragen und dabei die 
an die übrigen L'iterben zu leistenden Beträge nach Art, 
Höhe, Fälligkeit und Sicherstellung näher fostzusetzen.
Bie Antragsgegnerinnen haben um Zurückweisung des Antrages 
gebeten. Sie halten mit Rücksicht auf den Inhalt des Testa­
ments ein Zuweisungsverfahren für unzulässig,

Bas Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) hat zu­
nächst den vom Antragsteller auf Grund des Testaments 
zu zahlenden Übernahmepreis durch zwei Sachverständige 
schätzen lassen und sodann die Besitzung dem Antragstel­
ler gegen Zahlung eines in fünf gleichen Jahresraten von 
8 047,20 Bll an die Erbengemeinschaft zu entrichtenden 
Betrages von 40 236 BM zu Eigentum übertragen. Auf die 
sofortigen Beschwerden der Antragsgegnerinhen zu 1 und 
3 hat das Oberlandesgericht den angefochtenen Beschluß 
aufgehoben und den Zuweisungsantrag des Antragstellers 
zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich die (vom Oberlan- 
des;;ericht zugelassene) Rechtsbeschwerde, mit welcher



der Antragsteller seinen Zuweisungsantrag weiterver­
folgt , Die Antragsgegnerin zu 1 bittet um Zurückweisung 
des Rechtsmittels,

IIo
Die Rechtsbeschwerde ist gemäß § 24 Abs 1 Satz 1 

LwVG zulässig und auch sachlich begründet,

1c Das Oberlandesgericht hält das Zuweisungsverfahren 
mit Rücksicht auf den Inhalt des Testamentes für unzu­
lässig, Es führt dazu aus: Für die gerichtliche Vermitt­
lung der Erbauseinandersetzung sei kein Raum, da der 
Erblasser in dem Testament die Art der Auseinanderset­
zung bereits festgelegt habe. Das Gesetz selbst erkläre 
zwar ein Erbauseinandersetzungsverfahren nur dann für 
unzulässig, wenn ein Testamentsvollstrecker bestellt wor­
den sei. Dasselbe müsse aber auch für die hier vorliegen­
de Teilungsanordnung gelten, da nicht ersichtlich sei, 
welche Vermittlungstätigkeit das Gericht noch ausüben 
könnte. Selbst wenn man aber ein Auseinandersetzungsver­
fahren lediglich zur Bestimmung des vom Antragsteller 
zu zahlenden Übernahmepreises für zulässig halten woll­
te, so wäre doch ein Zuweisungsverfahren nicht zulässig; 
denn die erforderliche Richteinigung der iliterben liege 
bei der Weigerung eines Beteiligten, die in dem Testa­
ment enthaltene Teilungsanordnung zu befolgen, gar nicht 
vor, da die im Testament geregelte Art der Auseinander­
setzung für alle Erben verbindlich sei. Wenn eine Eini­
gung lediglich an der Präge des Übernahmepreises scheitere 
müsse dessen Höhe nach den Richtlinien des Erblassers von 
zwei unparteiischen Schätzern ermittelt werden. Wenn 
sich die Miterben über die Person der beiden Schätzer :
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nicht einigen könnten, müßte von jeder Partei ein Sach­
verständiger ernannt werden, Die zur Durchführung, der 
Auseinandersetzung erforderlichen Willenserklärungen 
der Beteiligten könnten notfalls im Klagewege erzwungen 
werden. Das Zuweisungsverfahren solle nur das riaebholen, 
was der Erblasser an sich durch Verfügung von Todes wegen 
hätte anordnen sollen. Deshalb müsse, wenn der Erblasser 
Anordnungen über die Verteilung seines ‘Grundbesitzes ge­
troffen habe, zunächst einmal versucht werden, diese An­
ordnungen durchzusetzen. Bur wenn die Genehmigung zur 
Durchführung der Teilungsanordnung von der zuständigen 
Behörde versagt werde, sei für eine Zuweisung noch Raum,
Die Ansicht, daß die Besitzung an den durch die Teilungs­
anordnung begünstigten Miterben zu den Bedingungen des 
Testaments zugewiesen werden könne, Sei abzulehnen. Für 
eine derartige Maßnahme bestehe auch kein Bedürfnis, da 
die Miterben die vom Erblasser vorgeschriebene Art der 
Auseinandersetzung auch ohne ein Zuweisungsverfahren 
durchsetzen könnten,

2. Die Rechtsbeschwerde hält die Voraussetzungen für 
die Durchführung des ZuweisungsVerfahrens für gegeben, 
da es sich um eine landwirtschaftliche Besitzung handele 
und die Miterben sich über die Auseinandersetzung nicht 
einigen könnten. Wortlaut und Sinn res Gesetzes ergäben 
keinen Anhaitspunkt für die Annahme, daß im Palle einer 
Teilungsanordnung ein Zuweisungsverfahren unzulässig sei. 
Die Gesetzgebung auf dem Gebiete des Landwirtschaftsrechts 
lasse vielmehr den Willen des Gesetzgebers erkennen, land- ' 
wirtschaftliche Streitigkeiten soweit wie möglich der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit zu entziehen und durch Ge­
richte mit Laienbeisitzern entscheiden zu lassen. Diesem 
Gedanken widerspreche die angefochtene Entscheidung völlig, 
die den Antragsteller zwinge, erneut ein ordentliches 
Gerichtsverfahren mit Kosten, die weder er noch seine 
Geschwister aufbringen könnten, durchzuführen, da eine
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Einigung der Beteiligten ohne Inanspruchnahme des Ge­
richts ausgeschlossen sei. Dies könne unmöglich dem 
Willen des Gesetzgebers entsprechen. Selbst wenn man 
an der Möglichkeit einer Zuweisung Zweifel haben könnte, 
müsse im Interesse der Parteien aus praktischen Grün­
den versucht werden, den Streit in einem Verfahren vor 
dem Landwirtschaftsgericht zu erledigen. Abgesehen da­
von, daß in der Bestimmung der sachverständigen Schätzer 
und in der Prüfung der abzugebenden Gutachten schon 
eine ganz erhebliche Vermittlungstätigkeit liege, habe 
das Gericht auch über die Art und Sicherstellung der Ab­
findungen zu entscheiden, über die der Erblasser keine 
Bestimmung getroffen habe und über die die Parteien 
sich nicht einig seien.

3. Die Rechtsbeschwerde muß zur Aufhebung des an­
gefochtenen Beschlusses führen.

Die von der Rechtsbeschwerde angestellten prakti­
schen Erwägungen können allerdings die Zulässigkeit des 
ZuweisungsVerfahrens nicht rechtfertigen. Im übrigen 
trifft es auch nicht zu, daß durch die Gesetzgebung auf 
den Gebiete des Landwirtschaftsrechts landwirtschaft­
liche Streitigkeiten weitgehend der ordentlichen Gerichts­
barkeit entzogen seien. Gewisse landwirtschaftliche 
Streitigkeiten gehören zwar nicht vor das Prozeßgericht, 
sondern vor das Landwirtschaftsgericht. Die nach § 2 
LwVG gebildeten Gerichte sind aber ebenso wie die frü-. 
heren Landwirtschaftsgeriehte der Britischen Zone keine 
Sondergerichte, sondern Abteilungen der ordentlichen 
Gerichte, denen lediglich eine besondere sachliche Zu­
ständigkeit im Rahmen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zukommt (BGHZ 12, 254 Z?5j7 = RechtdLandw 1954, 132).
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Die Bedenken des Beschwerdegerichts gegen die Zu­
lässigkeit des Zuweisungsverfahrens sind nicht begründet» 
Nach Art VI Nr 17 BrKilRegVO Nr 84 ist, wenn eine land- 
oder forstwirtschaftliche Besitzung einer Erbengemein­
schaft gehört, für eine Auseinandersetzung gemäß §§ 86 
ff FGG insoweit anstelle des Nachlaßgerichts das Amts­
gericht zuständig» Einigen sich die Beteiligten nicht 
über die Auseinandersetzung hinsichtlich der Besitzung, 
so kann das Amtsgericht die Besitzung auf Antrag unge­
teilt auf einen Miterben nach den Regeln der Höfeordnung 
übertragen und dabei die Beträge, die der Erwerber an 
die Miterben zu leisten hat, nach Art, Höhe, Fälligkeit 
und Sicherstellung näher festsetzen» § 86 FGG bestimmt, 
daß, wenn ein Erblasser mehrere Erben hinterläßt, das 
Nachlaßgericht auf Antrag die Auseinandersetzung in An­
sehung des Nachlasses zwischen den Beteiligten zu ver­
mitteln hat, sofern nicht ein zur Bewirkung der Aus­
einandersetzung berechtigter Testamentsvollstrecker vor­
handen ist. Gegenstand des gegenwärtigen Verfahrens ist 
eine landwirtschaftliche Besitzung, die einer Erbenge­
meinschaft gehört. Der Antragsteller hat, obwohl er be­
reits als Eigentümer der im Grundbuch von R f l B B M  Bd 
6 Bl 29 verzeichneten Grundstücke eingetragen ist, kein 
Eigentum erworben, da, wie sich aus dem Urteil des Land­
gerichts in Aurich vom 20. November 1952 ergibt, die der 
Eintragung zugrunde liegende Auflassung nichtig ist. Der 
Grundbesitz ist deshalb im Eigentum der Erbengemeinschaft 
verblieben. Es trifft auch zu, daß die Beteiligten sich 
über die Auseinandersetzung nicht einigen können. Damit 
sind jedoch die Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
eines Verfahrens nach Art VI Nr 17 BrllilRegVO Nr 84 noch 
nicht erfüllt. Dem Zuweisungsverfahren braucht zwar kein
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Auseinandersetzunrsverfähren voranzugehen (Beschluß 
des erkennenden Senats vom 20. Februar 1951 V BLw 80/49 
RechtdLandw 1951, 138 Nr 17 * KDR 1951, 283)«, Das Zu­
weisungsverfahren setzt jedoch ein gemäß §§ 86 ff FGG 
zulässiges Erbauseinandersetzungsverfahren voraus, da *. 
das Landwirtschaftsgericht bei landwirtschaftlichen Be­
sitzungen nur an die Stelle des sonst zuständigen Nach­
laßgerichts tritt. Nach § 86 Abs 1 FGG ist ein Erbausein­
andersetzungverfahren und damit -auch ein Zuweisungsver­
fahren unzulässig, wenn ein zur Bewirkung der Auseinander­
setzung berechtigter Testamentsvollstrecker vorhanden ist 
(vgl Beschlüsse des erkennenden Senats vom 12. Juni 1951 
V BLw 127/49 und 30. Oktober 1951 V BLw 42/51). In einem 
solchen Fall würde auch für eine Vermittlung des Gerichts 
kein Bedürfnis bestehen; denn der Testamentsvollstrecker 
hat die letztwilligen Verfügungen des Erblassers zur Aus­
führung zu bringen (§ 2203 BGB) und, wenn mehrere Erben 
vorhanden sind, die Auseinandersetzung unter ihnen nach 
Kaßgabe der §§ 2042 bis 2056 BGB zu bewirken (§ 2204 Abs 
1 BGB). Für ein Zuweisungsverfahren ist alsdann kein Raum. 
Zutreffend weisen Wöhrmann-Herminghausen (LwVG § 1 Anm 191; 
vgl auch V7öhrmann BechtdLandw 1950, 150, 294) darauf hin, 
die Befugnis des Gerichts aus Art VI Nr 17 BrttilRegVO Nr 
84 sei nichts anderes als das, was der Eigentümer einer 
landwirtschaftlichen Besitzung tue, wenn er seinen Grund­
besitz im Wege des Übergabevertrages übertrage; denn das 
Gericht werde im Zuweisungsverfahren in die Rolle des 
Eigentümers versetzt und solle das nachholen, was eigent­
lich der Eigentümer hätte tun müssen, wenn er an die 
Regelung der Nachfolge in seinen Grundbesitz gedacht hätte 
(vgl Beschlüsse des erkennenden Senats vom 12. Juni 1951 
V BLwlll/50 und 27. April 1954 V BLw 82/53; BGHZ 13,
154 = RechtdLandw 1954, 225).
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Abgesehen von dem Pall, daß ein Testamentsvolletrek- 
ker ernannt ist, können auch, wie sich aus den Vorschrif­
ten über die Erbauseinandersetzung (§§ 2042 ff BGB) er­
gibt, letztwillige Anordnungen des Erblassers einem Erb­
auseinandersetzungsverfahren nach §§ 86 ff PGG und da­
mit der Zulässigkeit eines Zuweisungsverfahrens nach Art 
VI Nr 17 BrMilRegVO Nr 84 entgegenstehen (vgl Lange-.Tulff 
KöfeO 4o Aufl Anm 356 und LwVG S 224; Wöhrmann-Herming­
hausen LwVG § 1 Anm 191; Barnstedt-Meyer LVO § 1 Anm 4 
Ab).' Lies gilt insbesondere von einer Anordnung des Erb­
lassers über die Ausschließung der Auseinandersetzung 
(§ 2044 BGB)« Ob und inwieweit sonstige Anordnungen des 
Erblassers ein Auseinandersetzungsverfahren unzulässig 
machen, hängt von der Regelung im Einzelfall ab. Nach 
§ 2048 Satz 2 BGB kann der Erblasser anordnen, daß die 
Auseinandersetzung nach dem billigen Ermessen eines Britten 
erfolgen solle« Bei einer derartigen Anordnung wird im 
Schrifttum (vgl Schlegelberger PGG 6. Aufl § 86 Anm 11 c; 
Keidel PGG 6. Aufl § 86 Anm 5 d; Planck BGB 4. Aufl 
§ 2048 Anm 1) die gerichtliche Vermittlung der Ausein­
andersetzung nach §§ 86 ff PGG nur für zulässig er­
klärt, wenn die Beteiligten über die Unbilligkeit der 
Bestimmung des Britten einig sind oder wenn der Britte 
die Bestimmung nicht treffen kann oder will oder sie 
verzögert. Bie dem Antragsteller im Testament eingeräum­
te Befugnis, den Grundbesitz käuflich zu erwerben gegen 
einen Übernahmepreis, der, wenn keine Einigung unter den 
Erben .erzielt wird, von zwei unparteiischen sachverständi­
gen Schätzern nach billigem Ermessen bestimmt wird, stellt 
nicht schlechthin eine Teilungsanordnung im Sinne des 
§ 2048 Satz 2 BGB dar 5 es handelt sich vielmehr um eine



11

Anordnung im Sinne des § 2049 in Verbindung mit § 2048 
Satz 2 BOB (vgl OLG 36, 242; Staudinger BGB 11« Aufl 
§ 2048 Anm 13). Der Antragsteller ist nach dem Testament 
nicht verpflichtet, die Besitzung zu den vom Erblasser 
angeordneten Bedingungen zu übernehmen. Es steht viel­
mehr in seinem freien Belieben, ob er von dem Übernahme- 
recht Gebrauch machen will oder nicht (vgl § 2312 BGB).
Er kann, wenn er das Übernahmerecht ausübt, von den üb­
rigen Kiterben die Mitwirkung bei der vom Erblasser vor­
gesehenen Übertragung der Besitzung fordern und notfalls, 
wenn die Miterben sich weigern, die Abgabe der erforder­
lichen Erklärungen im Wege der Klage erzwingen. In diesem 
Pall würde für ein Erbauseinandersetzungsverfahren kein 
Bedürfnis bestehen und für ein Zuweisungsverfahren kein 
Raum sein, Die Tatsache, daß der Antragsteller sein Über­
nahmerecht im Wege der Klage gegen die übrigen Erben gel­
tend machen könnte, steht einem Zuweisungsverfahren nicht 
entgegen, wenn der Antragsteller von seinem übernahme­
recht keinen Gebrauch nacht.

Die vom Beschwerdegericht unter Hinweis auf die Aus­
führungen von Wöhrmann (RechtdLandw 1950, 294) und Barn- 
stedt-Leyer (LVO § 1 Anm 4 A b) vertretene Auffassung, daß 
wegen der im Testament enthaltenen Anordnung des Erblassers 
ein Zuweisungsverfahren nicht möglich sei, kann in dieser 
Allgemeinheit nicht als richtig anerkannt werden. Dies 
folgt ohne weiteres daraus, daß es sich bei der Anord­
nung des Erblassers nur um die Einräumung eines Rechts 
handelt, dessen Ausübung von dem freien Willen des Be­
günstigten abhängig ist. Lange-Wulff (HÖfeO 4. Aufl Anm 
356 und LwVG S 224) halten offenbar, wenn der Erblasser 
einem Miterben ein Übernahmerecht eingeräumt hat, ein
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Zuweisungsverfahren für zulässig, meinen jedoch> daß 
in einem solchen Pall die Besitzung nicht gegen den 
Willen des Obernahmeherechtigten einer anderen Ausein­
andersetzung unterworfen oder einem anderen Hiterben zu­
gewiesen werden könne. Auch dieser Auffassung kann nicht 
uneingeschränkt zugestiramt werden. Wenn zB der übernahme- 
berechtigte die Ausübung des Übernahmerechts unangemes­
sen lange in einer für die übrigen Miterben nicht zu­
mutbaren Weise verzögert oder wenn er selbst das Zu­
weisungsverfahren betreibt, muß das Zuweisungsverfahren 
zulässig sein. Wenn dieses aber zulässig ist, hat das 
Gericht nach den Bestimmungen des Art ?J Hr 17 BrKilRegVO 
Hr G4 über die Zuweisung der Besitzung und die Abfindungen 
der Hiterben zu entscheiden. Das Gericht ist bei der Be­
stimmung des Erwerbers aus dem Kreise der £iterben frei 
und auch bei der Festsetzung der Abfindungen nicht an 
Anordnungen des Erblassers gebunden, die sich auf die 
Bemessung des Übernahmepreises beziehen, falls der Mit­
erbe von den ihm eingeräumten Übernahmerecht Gebrauch macht. 
Bei der Auswahl des LIiterben, dem die Besitzung Überträgen 
werden soll, kann jedoch der wirkliche oder mutmaßliche 
Wille des Erblassers neben den sonst für die Zuweisung in 
Betracht kommenden- Gesichtspunkten berücksichtigt werden 
(vgl Beschluß des erkennenden Senats vom 20. Februar 1951 
- V BLw 134/49 - RechtdLandw 1951, 138 Hr 16) und aus 
diesem Grunde der Übernahmeberechtigte in erster Linie 
als Zuweisungsempfänger in Frage kommen. Die Zulässig­
keit des Zuweisungsverfahrens hängt deshalb allein da­
von ab, ob der selbst das Zuweisungsverfahren betreiben­
de Antragsteller bereits eine wirksame Übernahmeerklärung 
abgegeben hat und ob er an eine solche Erklärung gebunden 
sein würde.
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In diesem Zusammenhang kann die Präge, ob die An­
ordnung des Erblassers etwa als ein Vermächtnis, und zwar 
als ein VorausVermächtnis (§ 2150 BGB) aufgefaßt werden 
könnte, für die Beurteilung der Ausschlagungsmöglichkeit 
(§ 2180 BGB) von Bedeutung sein. Das Oberlandesgericht 
hat diese Präge nicht ausdrücklich erörtert, aber offen­
sichtlich verneint, da es, wie sich aus der Begründung 
des angefochtenen Beschlusses ergibt, in der Anordnung 
des Erblassers lediglich eine Teilungsanordnung erblickt.
Das dem Antragsteller eingeräumte übernahmerecht ist ver- 
mächtnisähnlich (vgl Palandt BGB 12. Aufl § 2048 Anm 1; 
Kipp-Coing Erbrecht 9» Bearbeitung § 108 IV), aber kein 
echtes Vermächtnis, bei dem bereits mit dem Erbfall ein 
Forderungsrecht des- Bedachten zur Entstehung kommt (§§ 2174, 
2176 BGB). Ein Porderungsrecht des Antragstellers kann 
erst durch die Erklärung, die Besitzung gegen Zahlung 
des zu vereinbarenden oder von Sachverständigen zu schätzen­
den Übernahmepreises erwerben zu wollen, begründet wer­
den, Auch ein (von der Übemahmeerklärung des Antragstel­
lers abhängiges) bedingtes GrundStücksVermächtnis kommt 
nicht in Präge. Eine Teilungsanordnung kann zugleich ein 
VorausVermächtnis darstellen oder damit verbunden sein, 
wenn der Erbe den Gegenstand, auf den das Übernähmerecht 
sich bezieht, nicht in Anrechnung auf seinen Erbteil, 
sondern^ neben ihm erhalten soll (vgl Palandt aaO; OGHZ 
1, 161 /T657 = NJW 1948, 690 = MDR 1949, 287 mit Anmer­
kung von Boehraer). Um einen solchen Pall handelt es sich 
hier jedoch nicht. Ein VorausVermächtnis liegt auch nicht 
etwa deshalb vor, weil der Übernahmepreis, zu dem der An­
tragsteller die Besitzung erwerben kann, nicht dem wahren 
Wert des Grundbesitzes entspricht. Nach der ausdrücklichen
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Anordnung des Erblassers soll der an die Erbengemein­
schaft zu zahlende Übernahmepreis nicht nach dem Verkaufs- 
v/ert der Besitzung bemessen, sondern der Möglichkeit, den 
landwirtschaftlichen Betrieb dauernd und ungeschmälert als 
Familienbesitz zu erhalten, angepaßt werden. Bei dieser 
der gesetzlichen Vermutung des § 2049 BGB entsprechenden 
Regelung des Erblassers handelt es sich nicht um ein Ver­
mächtnis, sondern um eine reine Teilungsordnung (vgl RGZ 
170, 163 /T717  )» Die Vorschriften über die Ausschlagung 
eines Vermächtnisses können danach auf das Übernahmerecht 
des Antragstellers keine Anwendung finden.

Das Gesetz enthält keine Bestimmungen darüber, in 
welcher Weise im Falle der Einräumung eines Übernahme­
rechts die Erklärung des Begünstigten, das Recht ausüben 
zu wollen, abzugeben ist. Insbesondere ist eine Form oder 
Frist hierfür nicht vorgeschrieben. Der Antragsteller hat 
nun dadurch, daß er im Jahre 1946 gegen die Titerben 
Klage auf Auflassung des Grundbesitzes erhoben hat, un­
zweideutig zu erkennen gegeben, daß er die Besitzung ge­
mäß der Anordnung im Testament des Erblassers übernehmen 
wolle. Einer Prüfung der Frage, ob und in welchen Fällen 
ein taterbe, dem ein Übernahmerecht eingeräumt wurde, an 
die einmal abgegebene Übernahmeerklärung gebunden ist, be­
darf es nicht. Auch wenn man mit dem Oberlandesgericht 
Celle (HER 1933 Nr 1934) annehmen würde, daß der durch 
die Einräumung eines Übernahmerechts begünstigte Miterbe 
sich dann nicht mehr einseitig von der Übernahme erklär ung 
lossagen könne, wenn man aus seinem Verhalten schließen 
müßte, er wolle sich der Anordnung fügen, würde der An­
tragsteller an die in der Klageerhebung liegende Über­
nahmeerklärung nicht gebunden sein. Die Klage ist mit 
der Begründung abgewiesen worden, daß eine Auseinander-
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Setzung auf wertbeständiger Grundlage dem Willen des Erb­
lassers entsprechend wegen des Währungsverfalls nicht erfol­
gen könne und deshalb der Auflassungsanspruch des Antragstel­
lers zur Zeit nicht gerechtfertigt sei«, Eie Übernahmeerklärung 
des Antragstellers ist für die Miterben nicht als verbindlich 
angesehen worden. Sie kann deshalb auch für den Antragsteller 
nicht bindend ge?/orden sein. Auch dem Erbauseinandersetzungs­
vertrag vom 28, März 1950 kommt in diesem Zusammenhang keine 
entscheidende Bedeutung zu, da der Vertrag unwirksam ist«. So­
weit der Antragsteller im Zuweisungsverfahren sich auf die 
Anordnung des Erblassers berufen hat, handelt es sich ledig­
lich um ein Vorbringen zur Begründung der Ansicht des Antrag­
stellers, daß die Besitzung ihm zuzuweisen sei«, Im übrigen 
liegen für die Annahme, daß der Antragsteller eine für ihn. 
verbindliche und die übrigen Miterben verpflichtende Über­
nahmeerklärung abgegeben habe, keine Anhaltspunkte vor.

Gegen die Zulässigkeit des Zuweisungsverfahrens bestehen 
somit keine Bedenken. Eie Sache mußte deshalb unter Aufhebung 
des angefochtenen Beschlusses zu neuer Prüfung und Entschei­
dung an das Beschwerdegericht zurückverwiesen werden, dem auc! 
die Entscheidung über die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahre 
zu übertragen war.

Er. Tasche Er. Hückinghaus Er. Piepenbroek
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